
schulische und berufliche Qualifikation. Als 
Förderungsmaßnahmen sind zu nennen:
Die Regierung finanziert einjährige Ausbil-
dungslehrgänge für Jugendliche, die keine 
Lehrstelle finden konnten; außerdem werden 
berufsvorbereitende Kurse veranstaltet und 
Zuschüsse für zusätzliche Ausbildungsplätze 
verg
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eben. Wie in anderen Ländern gibt es 
auch in Großbritannien Lohnkostenzuschüsse. 
1972 wurde die Pflichtausbildungszeit um ein 
Jahr verlängert; die Jugendarbeitslosigkeit 
ging daraufhin zwar zurück, aber trotzdem — 
und obwohl die Zahl der Schüler zwischen 15 
bis 18 Jahren bis 1974 um  Prozent zuge-
nommen hat — konnte dies das Anwachsen 
der Jugendarbeitslosigkeit seither nicht ver-
hindern.
Am umfangreichsten sind in Großbritannien 
die direkten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 
Mit den hierfür bereitgestellten Mitteln 
konnten 1975—1977 fast 100 000 Jugendli-
che beschäftigt werden; hinzu kommen weite-
re 40 000 Jugendliche, die 1977 an Formen 
der Arbeitserprobung teilnahmen („work ex- 
perience Programme" = Betriebspraktika, in 
denen Arbeit und Ausbildung verknüpft wer-
den soll). Das Arbeitsbeschaffungsprogramm 
sieht Zuschüsse ah öffentliche Behörden und 
Wohlfahrtsverbände vor, die Arbeiten von ge-
meinnützigen Wert — insbesondere Arbeiten 
zur Modernisierung der Städte — durchfüh-
ren; „die Vorhaben befassen sich zu 48 Pro-
zent mit der Verbesserung und Erhaltung der 
Umwelt und zu 11 Prozent mit der Errichtung 
sozialer Dienste"24).

24) Kommission der EG, Maßnahmen der Mitglied-
staaten ..., a. a. O.

Irland

Uber Irland sind keine näheren Zahlen be-
kannt; die arbeitslosen Jugendlichen werden 
nicht speziell erfaßt, da sich die meisten von 
ihnen doch nicht melden, weil sie von vorn-
herein nicht mit einer Vermittlungschance 
rechnen. Für 1977 wird ihr Anteil an allen 
Arbeitslosen auf 44 Prozent geschätzt; in der 
Stichprobenerhebung der EG wurde 1975 eine 
Arbeitslosenquote von 21,6 Prozent bei den 14 
bis 19jährigen ermittelt — die mit Abstand 
höchste in der EG. Einzeluntersuchungen er-
gaben, daß die Jugendarbeitslosigkeit am 
höchsten in städtischen Arbeitervierteln ist 
(Arbeitslosenquoten um 25 Prozent) und dort 
vor allem Arbeiterjugendliche mit niedrigen 
Bildungsabschlüssen betroffen sind. Irland hat 
im übrigen auch die höchsten allgemeinen 
Arbeitslosenquoten (1976: 10,9 Prozent; 1977: 
J0,7 Prozent).

Diese extrem hohe Arbeitslosigkeit erklärt 
sich nicht nur aus dem besonders rückständi-
gen Charakter der Wirtschaft, sondern auch 
daraus, daß die Auswanderungsbewegung, die 
in Irland traditionell sehr ausgeprägt war, in 
den letzten Jahren zum Stillstand gekommen 
ist: „Nachdem die traditionellen Einwande-
rungsgebiete für irische Arbeitskräfte in 
Ubersee ... einen Wirtschaftsabschwung nah-
men, kommt es nur noch vereinzelt zur Aus-
wanderung. Das Land erlebt daher einen An-
stieg der Bevölkerung und damit einen Zu-
gang an Jugendlichen, die erstmals Arbeit su-
chen." 25)
In Irland gibt es Prämien für die zusätzliche 
Einstellung von Schulabgängern und Ausbil-
dungszuschüsse für neue oder sich ausweiten-
de Industriezweige. Außerdem ist die Berufs-
ausbildung reformiert und die Lehrzeit ver-
längert worden; das erste Jahr soll in Zukunft 
in einer außerbetrieblichen Ausbildungsstätte 
stattfinden, die Zahl der Plätze dafür ist ver-
mehrt worden. Daneben gibt es berufsvorberei-
tende Maßnahmen für Schulabgänger, die noch 
keinen Berufsweg eingeschlagen haben, und 
ein Sonderausbildungsprogramm, in dem ju-
gendlichen Arbeitslosen unter Aufsicht eines 
Handwerksmeisters in Projekten von allge-
meinnütziger Bedeutung (z. B. Inneneinrich-
tung von Gemeinschaftszentren, Jugendklubs 
und -herbergen) Arbeiterfahrungen vermittelt 
werden.

Italien

In Italien war die Arbeitslosigkeit schon vor 
der Krise relativ hoch; zwischen 1965 und 
1972 lag die Arbeitslosenquote kontinuierlich 
zwischen 3 Prozent und 4 Prozent, seitdem ist 
sie jedoch bis auf 7 Prozent 1977 gestiegen. 
Der Anteil der Jugendlichen an der Arbeitslo-
sigkeit schwankte bis 1972 um 26 Prozent 
und stieg bis 1976 auf 36,8 Prozent an. In der 
Statistik werden allerdings nur Jugendliche 
aufgeführt, die weniger als 21 Jahre alt sind 
und eine Erstbeschäftigung suchen. Anfang 
1976 waren 1,02 Mio. Jugendliche unter 25 Jah-
ren un- oder unterbeschäftigt, davon 850 000 
auf der Suche nach einer Erstbeschäftigung. 
Von 1,46 Mio. registrierten Arbeitslosen wa-
ren im Januar 1977 1,054 Mio. 14—29 Jahre 
alt; 619 000 Arbeitslose suchten eine Erstbe-
schäftigung.
Die Arbeitslosigkeit ist in Italien im wesent-
lichen ein Problem des Eintritts ins Erwerbs-
leben bzw. des Übergangs vom Bildungs- ins

25) B. V. Keane, Irländischer Bericht, in: Europä-
isches Zentrum ..., Jugendarbeitslosigkeit und Be-
rufsbildung, a. a. O., S. 149 ff.



Beschäftigungssystem. Die Barrieren, die da-
bei zu überwinden sind, sind offenbar unge-
wöhnlich hoch. Die Arbeitslosenquote lag 
1975 für die 14—19jährigen, die eine Erst-
beschäftigung suchten, bei 14,5 Prozent, für 
die 20 bis 24jährigen bei 7,6 Prozent, wäh-
rend sie bei allen anderen Altersgruppen, 
aber auch bei den Jugendlichen, die bereits 
erwerbstätig waren, unter 3 Prozent lag, bei 
den über 30jährigen sogar unter 1 Prozent. 
Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß in 
Italien eine besonders hohe verdeckte Ar-
beitslosigkeit existiert. Für Januar 1977 wird 
geschätzt, das 1,12 Mio. Personen nicht auf 
Arbeitssuche sind, unter bestimmten Bedin-
gungen aber arbeiten würden und könnten.

Die Arbeitslosenquoten sind im Süden fast 
doppelt so hoch wie im Norden des Landes: 
Gleichzeitig ist die Erwerbstätigenrate der 
14- bis 19jährigen im Norden mit 33,6 Prozent 
am höchsten, im Süden und in der Mitte mit 
rund 20 Prozent dagegen wesentlich niedriger. 
Für weibliche Jugendliche liegt sie im Sü-
den sogar nur bei 11,4 Prozent — Zahlen, die 
auf einen hohen Grad an Unterbeschäftigung 
bzw. verdeckter Arbeitslosigkeit hinweisen. 
Bemerkenswert ist, daß die Arbeitslosenquo-
ten der 14- bis 19jährigen gestiegen sind, ob-
wohl ihre Erwerbstätigenraten stark zu-
rückgegangen sind 26 ). Hierin kommt die 
Bildungsexpansion dieser Jahre zum Aus-
druck — die Schülerzahlen sind in Italien in 
den letzten 10 Jahren stärker gestiegen als 
im EG-Durchschnitt —, aber auch, daß die län-
gere Verweildauer im Bildungswesen die Be-
schäftigungschancen der Jugendlichen nicht 
verbessert hat, sondern eher eine „Aufbewah-
rungsfunktion" des Bildungssystems für sonst 
arbeit
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slos werdende Jugendliche anzeigt, also 
Schule und Hochschule keine „produktive" 
Funktion erfüllen ) .

In diesem Zusammenhang ist auf den unge-
wöhnlich hohen Anteil arbeitsloser Abiturien-
ten und Akademiker hinzuweisen. 1975 hatten 
fast 40 Prozent der arbeitslosen Jugendlichen 
auf der Suche nach einem Erstarbeitsplatz 
das Abitur oder einen akademischen Abschluß 
(absolut: 321 000). Andererseits haben insge-
samt mehr als zwei Drittel aller Arbeits-

“) Die Arbeitslosenquoten stiegen von jeweils 
10,3 Prozent 1965 auf 16,2 Prozent bei den männli-
chen und 17,5 Prozent bei den weiblichen Jugend-
lichen 1975,- die Erwerbstätigenrate ging bei den 
männlichen Jugendlichen von 51,6 Prozent auf 28,9 
Prozent, bei den weiblichen Jugendlichen von 35,9 
Prozent auf 22,2 Prozent zurück.
" Vgl. G. Birtig, Employment problems and the 
educational System in Italy, in: International La-
bour Review, Vol. 114, No. 1, July-August 1976. 

losen keinen höheren als den Grundschulab-
schluß; dies zeigt „das Dilemma eines Arbeits-
markts, der diejenigen ausstößt, welche kein 
ausreichendes Bildungsniveau haben, aber 
nicht in der Lage ist die Arbeitskräfte aufzu-
nehmen, die mit einem akademischen Ab-
schlußzeugnis auf dem Arbeitsmarkt erschei-
nen“ 28 ).

Die staatliche Hilfen haben sich bisher im 
wesentlichen auf die Gewährung von Be-
schäftigungsprämien beschränkt. 1977 ist aber 
ein Arbeitsbeschaffungsprogramm beschlos-
sen worden, nach dem Jugendliche in Tätig-
keiten von öffentlichem Interesse beschäftigt 
werden sollen. Außerdem gib es verschiede-
ne berufsbildungspolitische Vorhaben, die im 
Anlaufen oder noch im Entwicklungsstadium 
sind, so z.B. das „Progetto Mezzogiorno-Gio- 
vani", das darauf abzielt, „die Strukturen der 
Berufsbildung durch eine alternierende Aus-
bildung Schule/praktische Arbeit, durch 
eine neue Festlegung der beruflichen Qualifi-
kation und der Berufslaufbahn sowie durch 
die Schaffung von Möglichkeiten einer stän-
digen Weiterbildung der Ausbilder zu er-
neuern" 298).

28) P. Palomba, Aspekte der Jugendarbeitslosig-
keit ..., a. a. O., S. 212.
20) Kommission der EG, Maßnahmen der Mitglied-
staaten ..., a. a. O.

Niederlande

Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen ist in 
den Niederlanden seit 1969 ständig gestiegen, 
allerdings ist in bezug auf ihren Anteil an 
der Gesamtarbeitslosigkeit keine klare Ten-
denz erkennbar; hier schwanken die Zahlen 
zwischen 26 Prozent und 37 Prozent. Der vor-
läufige Höhepunkt der Jugendarbeitslosigkeit 
war im August 1977, als 96 600 Jugendliche 
ohne Arbeit waren; ihr Anteil lag damit bei 
46,3 Prozent, ging aber bis zum Dezember 
wieder auf 41,6 Prozent zurück. Die Dauer der 
Jugendarbeitslosigkeit hat erheblich zuge-
nommen: waren 1974 noch 74 Prozent weni-
ger als 3 Monate arbeitslos, waren es zwei 
Jahre später nur noch 58 Prozent. Etwa die 
Hälfte der arbeitslosen Jugendlichen sind Be-
rufsanfänger — der Übergang vom Bildungs- 
ins Beschäftigungssystem stellt also auch hier 
ein zentrales Problem dar.

Eine besonders betroffene Gruppe sind die 
ausländischen Jugendlichen, vor allem Suri-
namer; die Zahl der Arbeitslosen unter ihnen 
ist zwischen 1974 und 1976 doppelt so schnell 
gewachsen ( von 2 860 auf 11 780) als die der 
arbeitslosen Jugendlichen insgesamt. Die Ar-



beitslosenquoten von Mädchen liegen unter 
denen der Jungen, es wird aber geschätzt, 
daß 40 Prozent der arbeitslosen weiblichen 
Jugendlichen nicht gemeldet sind. Männliche 
Jugendliche sind besonders betroffen in den 
Bereichen Bau, Metall und Verwaltung, weib-
liche Jugendliche im Einzelhandel, in Verwal-
tungs- sowie medizinischen und sozialen Beru-
fen.

In den niederländischen Berichten an die EG 
wird unter anderem eine „veränderte Haltung 
und Motivation der Jugendlichen der Arbeit 
gegenüber“ als ein Erklärungsfaktor genannt, 
die sie selektiver an den Arbeitsmarkt heran-
treten lasse; offenbar sind viele Jugendliche 
immer mehr eher bereit, für eine begrenzte 
Zeit Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen als 
eine weniger attraktive Berufstätigkeit zu ak-
zeptieren.

Der Schwerpunkt der staatlichen Maßnahmen 
liegt auf berufsbildungspolitischem Gebiet. So 
ist die berufliche Grundbildung auf vier Jahre 
verlängert worden, und im ersten Jahr der be-
ruflichen Grundbildung und der im Versuch 
anlaufenden Gesamtschule ist ein Fach tech-
nische Grundlagen eingeführt worden. Diese 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, die Berufs-
wahl zu erleichtern. Daneben ist ein zweiter 
Tag Teilzeitschulpflicht für 16jährige einge-
führt worden, verbunden mit einer Ausbil-
dungsförderungszulage, damit ihnen dadurch 
keine Nachteile auf dem Arbeitsmarkt ent-
stehen. — Eine niederländische Besonderheit 
ist der viel diskutierte „DUO-Banen-Plan", 
nach dem sich zwei Jugendliche einen Arbeits-
platz, einen Lohn und eine Arbeitslosenunter-
stützung teilen sollen — praktisch eine Auf-
teilung der Lohnkosten zwischen Staat und 
Betrieb.
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Dokumentation
Unter dem Kennwort „Dokumentation" sollen künftig von Zeit zu Zeit in „Aus 
Politik und Zeitgeschichte" Beiträge führender Repräsentanten der demokra-
tischen Parteien veröffentlicht werden, die in ähnlicher Weise wie die hier 
abgedruckte Rede Willy Brandts Daten der Zeitgeschichte, grundsätzlich-pro-
grammatische Selbstdarstellung und daraus abzuleitende Konsequenzen für die 
Gegenwarts- und Zukunftsbewältigung miteinander verbinden. Die Wiedergabe 
solcher Fundamentalaussagen dient mit dem Angebot beachtenswerter, aus der 
Zusammenschau von Vergangenheit und Gegenwart gewonnener Orientierungs-
elemente ebenso den Zielen der politischen Bildung, wie sie andererseits dem 
Titelanspruch der Zeitschrift in besonderer Weise gerecht wird. Der Heraus-
geber hofft zudem, mit diesem neuen Akzent im redaktionellen Programm der 
„Beilage" zum Abbau des verbreiteten Vorurteils vom schier unüberbrückbaren 
Gegensatz von „Geist" und „Tat" beitragen zu können.

Die Redaktion

Willy Brandt

Zum 100. Jahrestag des „Gesetzes 
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen 
der Sozialdemokratie"

I.

Wir erinnern uns heute eines der leider zahl-
reichen Daten unserer Geschichte, die weder 
freudige Gefühle wecken noch zu nationalem 
Stolz berechtigen.

Die hundertste Wiederkehr des Tages, an 
dem das Gesetz „gegen die gemeingefähr-
lichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" 
eingebracht wurde, veranlaßt uns zum Nach-
denken. Sie kann auch dazu beitragen, daß 
wir aus Vergangenem lernen — und dazu 
sollte die Beschäftigung mit der Geschichte ja 
eigentlich da sein.

Erinnern wir uns zunächst noch etwas ge-
nauer: Am 11. Juni 1878 ,also heute genau vor 
hundert Jahren, ist es soweit: der Reichskanz-
ler schreitet zur Tat. Nach zwei Attentaten auf 
den Kaiser scheint ihm der Boden endlich 
bereitet. In der — zutreffenden — Erwartung, 
daß ihm Neuwahlen eine gefügige Mehrheit 
bescheren und ihm freie Hand geben würden, 
löst er den Reichstag auf. Er will eine gründ-
liche und nachhaltige Kurskorrektur der inne-
ren Politik.

Rede, im Rahmen einer Veranstaltung der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung zum hundertsten Jahrestag des 
„Sozialistengesetzes" in der Frankfurter Pauls-
kirche am 11. Juni 1978.

Wir wissen: Otto von Bismarck war die Eini-
gung nach außen gelungen. Während seiner 
Kanzlerschaft blieb ihm bewußt, was die späte 
Reichsgründung im Herzen Europas bedeutete. 
Seine auswärtige Politik war durch Realismus 
und Augenmaß gekennzeichnet. Die Einigung 
nach innen hat Bismarck nicht vollbracht.
Im Gegenteil, er hat wesentlich dazu beigetra-
gen, daß sie auf lange Zeit verschüttet wurde. 
Denn er handelte nach dem in seinen „Erin-
nerungen" niedergelegten Grundsatz, für die 
Sicherheit des Staates sei das Übergewicht 
derer erforderlich, die „den Besitz" vertreten. 
Sieben Jahre nach der im Glanz militärischer 
Siege vollzogenen Reichsgründung schien ihm 
dieses Übergewicht gefährdet. Das Gespenst 
von Liberalismus und Sozialdemokratie sollte 
nicht länger das kaiserliche Deutschland be-
drohen.
„Wähler in Stadt und Land! Gebt durch Euer 
Votum am morgigen Tag zu erkennen, daß 
die Nation in Treue um den Kaiser geschart 
bleiben will." So ließ sich vor der Wahl die 
„Norddeutsche Allgemeine" vernehmen, des 
Kanzlers Sprachrohr.

Die „Kreuz-Zeitung" wurde, wie so oft, noch 
etwas deutlicher. Sie spricht aus, worauf es 
dem Kanzler, Außenminister und preußischen 



Ministerpräsidenten ankam: „Jetzt gilt es, das 
monarchische Prinzip und die obrigkeitliche 
Autorität gegenüber den Herrschaftsgelüsten 
der Massen wie dor Parlamente zu schüt-
zen . .. Der Sozialismus ist die konsequente 
Fortbildung des Liberalismus ... Wer also 
den Sozialismus bekämpfen will, muß bei dem 
Liberalismus den Anfang machen."

Tatsächlich hatte Bismarck im Wahlkampf die 
Nationalliberalen mit noch wüsteren Attacken 
überzogen als die junge Sozialdemokratie. 
Dies kam nicht von ungefähr. Denn die Natio-
nalliberale Partei, auf die Bismarck für eine 
Mehrheitsbildung im Reichstag angewiesen 
war, hatte sich zwar 1866 — nach dem Sieg 
über Österreich — von der Fortschrittspartei 
abgespalten und mit dem „kleindeutschen" 
Einigungskurs arrangiert, die Zielvorstellun-
gen der Liberalen — des „linken Flügels" in 
der Fortschrittspartei und des „rechten Flü-
gels" in der Nationalliberalen Partei, waren 
jedoch insofern die gleichen geblieben, als 
sie eine Parlamentarisierung des Reiches er-
strebten; Kanzler und Regierung sollten dem 
Reichstag verantwortlich sein.
Um nachvollziehen zu können, welche Spreng-
kraft in den liberalen Forderungen lag, muß 
man sich vor Augen halten: Das Deutsche. 
Reich war zwar kein Willkürstaat, aber was 
sah die Verfassung vor? Der Reichskanzler 
war einzig und allein dem Kaiser verantwort-
lich; er beherrschte die Reichsbehörden, an 
deren Spitze weisungsgebundene Staatssekre-
täre standen; und er beherrschte zugleich 
den Bundesrat, ohne dessen Zustimmung kein 
Gesetz in Kraft trat und in dem Preußen Veto-
recht besaß. Kurzum: das Reich war ein mo-
narchischer Obrigkeitsstaat, in dem die preu-
ßische Militäraristokratie das Sagen hatte. 
Wer an eine seiner Säulen rührte, der drohte 
das ganze Gebäude zum Einsturz zu bringen.
1878 nun wollte Bismarck die Gefahr endgültig 
bannen. Er wollte klare Verhältnisse.
Die Rechnung geht auf: Angesichts ihrer brök- 
kelnden Mehrheit — sie verlieren mehr als 
ein Fünftel ihrer Sitze — und verängstigt 
durch eine schleichende Wirtschaftskrise, zei-
gen sich die Nationalliberalen willfährig. Sie 
schwören den alten Idealen ab, verzichten auf 
ihre ureigene Forderung nach Parlamentarisie-
rung des Reiches und stimmen — am 19. Ok-
tober 1978 — dem Sondergesetz gegen die 
Sozialdemokratie zu.
Mit der Bewilligung der Schutzzölle und dem 
Bekenntnis zur Kolonialpolitik vollendete sich 
ein Jahr später dann die sogenannte „innere 
Reichsgründung". Sie wurde zur Tragödie des 
deutschen Liberalismus.

Hier liegen auch die Wurzeln dafür — jeden-
falls unter anderem —, daß Weimar schei-
terte; das Bürgertum war überwiegend nicht 
auf konstruktive Mitträgerschaft der demokra-
tischen Republik vorbereitet. Hieraus erklärt 
sich weiter, weshalb die deutsche Sozialdemo-
kratie so lange im Abseits blieb und es auch 
als Massenpartei noch schwer hatte, ihre Iso-
lierung zu überwinden. Gewiß, es gab die 
Weimarer Koalition. Im geschichtlichen Zu-
sammenhang bedeutete sie eben kaum mehr 
als eine Episode.
Bei uns in der Bundesrepublik gibt es nun seit 
bald einem Jahrzehnt (im größten Bundesland 
schon im zwölften Jahr) eine Koalition von So-
zialdemokraten und Freien Demokraten — das 
sozialliberale Regierungsbündnis, wenn ich 
mich an den Sprachgebrauch von 1969 halten 
darf. Die Erfahrung wird zeigen, wie weit es 
trägt und welche Spuren es hinterlassen wird. 
Seine Leistungen waren besser, als es sich 
dessen Träger zuweilen eingestanden haben 
(man könnte salopp hinzufügen: die Leistung 
der Truppe war durchweg besser als deren 
Stimmung.)
Jeder Rückblick, der noch etwas früher an-
setzt als vor hundert Jahren, läßt uns immer 
wieder erkennen, wie schwer es das Deutsch-
land der Aufklärung und des Humanismus ge-
habt hat. Und wie schwer es gewesen ist, frei-
heitliche Prinzipien in unserem staatlichen 
und gesellschaftlichen Leben zu verankern. 
Ich verkenne dabei nicht die demokratischen 
Reserven, die sich unter dem Eindruck der 
NS-Herrschaft und dann im Zusammenhang 
mit der europäischen Entwicklung auch im 
christlich-demokratischen und konservativen 
Lager ansammelten. Keiner darf so tun, als 
könnte er der Rechten pauschal den Stempel 
des Reaktionären aufdrücken. Aber ich mei-
ne, daß die Zukunft der deutschen Demokratie 
weiterhin in hohem Maße dadurch bestimmt 
sein wird, ob und wie die Kräfte des demokra-
tischen Sozialismus mit denen eines modernen 
sozialen Liberalismus gebündelt werden kön-
nen.
Die Rückbesinnung auf die Konstellation und 
die Ereignisse des Jahres 1978 sollte uns jene 
historische Dimension der sozialliberalen Zu-
sammenarbeit erkennen lassen, die über den 
Mühen und Querelen des Tages bisweilen ver-
lorenzugehen droht.
Hier, durch die Paulskirche zu Frankfurt, war 
dreißig Jahre vor der Wende von 1878, jener 
revolutionäre Hauch gezogen, der einen kur-
zen Augenblick hatte hoffen lassen, die Ein-
heit könne in Freiheit verwirklicht werden 
und der deutsche Nationalstaat werde auf der 
Souveränität des Volkes gegründet sein.



Der Sieg der Reaktion nach 1848 hatte 
schreckliche Folgen. Das deutsche Bürgertum 
in seinen entscheidenden Gruppierungen kapi-
tulierte vor Armee und Aristokratie und ließ 
sich den Verzicht auf politischen Einfluß durch 
Teilhabe an wirtschaftlicher Macht vergol-
den. Der konsequentere Flügel der Liberalen, 
der sich nicht blenden ließ und natürlich auch 
gegen Bismarcks Ausnahmegesetz stimmte, 
war viel zu schwach, als daß er den Obrig-
keitsstaat ernsthaft hätte herausfordern kön-
nen.

Deshalb war es unter den deutschen Bedin-
gungen — mehr als anderswo — die Arbei-
terbewegung, die an die guten liberalen Tra-
ditionen anknüpfte; sie war es, die das Erbe 
der Paulskirche nicht verkommen ließ. Wen 
immer man zu den Ahnherren der deutschen 

Sozialdemokratie zählt — Ferdinand Lassalle, 
Bebel und Liebknecht, Marx und Engels —, sie 
alle wußten, daß der Kampf der Arbeiter, der 
breiten Schichten um soziale Emanzipation nur 
im Verbund mit der Demokratie Erfolg haben 
und seine doppelte Erfüllung finden konnte.
Von Anbeginn lastete auf der Sozialdemokra-
tie die doppelte Bürde, die sie nicht immer 
leicht getragen hat: sie mußte den Kampf um 
die sozialen Rechte mit dem um die demokra-
tischen Freiheiten verbinden. Dieser Kampf 
ist noch immer nicht dauerhaft gewonnen. Die 
Sicherung sozialer Errungenschaften verbin-
det sich auch in unseren Tagen mit dem Ein-
stehen für mitbürgerliche Liberalität und frei-
heitliche Rechtsstaatlichkeit. Für das Ringen 
um die Verwirklichung der sozialen Demokra-
tie wird das auch in Zukunft gelten.

II.

Ich habe, wie man wohl gemerkt haben wird, 
hier nicht das Wort genommen, um den Blick 
nur zurückschweifen zu lassen. Ich bin auch 
nicht hierher gekommen, um nur über und für 
meine Partei zu sprechen — obwohl ich über 
die bürokratischen Spatzenhirne nur lachen 
kann, die immer gern wissen möchten, „in 
welcher Eigenschaft“ man etwas sagt — als 
ob ich auf dem Weg zu einem Rednerpult 
(oder zu ausländischen Gesprächspartnern) 
vergessen könnte oder vergessen machen 
möchte, daß ich Vorsitzender der Sozialdemo-
kratischen Partei Deutschlands bin.

Dies bedeutet jetzt nicht, daß ich unsere Ge-
schichte nur durch eine Parteibrille zu be-
trachten geneigt sei: Ich habe vor Jahr und 
Tag gesagt, und dabei bleibt es: Bebel und 
Bismarck gehören gleichermaßen zu unserem 
geschichtlichen Erbe — wie Ebert und Strese-
mann, Schumacher und Adenauer.
Nicht nur Sozialdemokraten wissen, daß wir 
uns mit einem unglücklichen Abschnitt deut-
scher Geschichte zu befassen haben, in dem 
von der Entmannung des Liberalismus und 
von der Unterdrückung der Sozialdemokratie 
die Rede ist.
Es handelt sich ja nicht allein darum, daß der 
Arbeiterbewegung ihr Platz am Tisch der Ge-
sellschaft so lange verwehrt wurde. Es geht ja 
zugleich darum, daß sich der demokratische 
Durchbruch so sehr verzögerte. Und daß wir, 
als man Liberalismus und Sozialdemokratie 
knechtete, in Wirklichkeit von wichtigen eu-
ropäischen Entwicklungen isoliert wurden — 
mit all den bedrückenden Konsequenzen, die 

wir erfahren haben und für die nachwach-
senden Generationen hoffentlich aus dem Weg 
räumen konnten.

Aber es ist dies doch zugleich ein Zeitab-
schnitt, der nicht nur Niederdrückendes 
vermittelt, sondern von dem auch Inspirieren-
des ausgeht. Der Freiheitsfaden in der deut-
schen Geschichte — er konnte immer wieder 
aufgegriffen, an ihn konnte immer wieder an-
geknüpft werden; vom „roten Faden" will ich 
nicht sprechen, um niemanden zu provozie-
ren und weil dies in der Tat mißverstanden 
werden könnte.

Keine Frage: In einem auch noch so unvoll-
kommenen demokratischen System wären Ar-
beiterschaft und Sozialdemokratie nach und 
nach, jedenfalls früher, in die Gesellschaft in-
tegriert worden. Der preußisch-deutsche Klas-
senstaat aber wollte, so wie er nun einmal ge-
worden war, der aufstrebenden Sozialdemo-
kratie keinen Raum zur Entfaltung lassen. Zu 
einem Brückenschlag konnte es hier nicht 
kommen.

Hören wir August Bebel. In seiner Autobio-
graphie schildert er seine Ausweisung aus Leip-
zig im Jahre 1880: „Daß man uns wie Vaga-
bunden und Verbrecher ausgewiesen und 
ohne eine gerichtliche Prozedur von Weib und 
Kind gerissen hatte, empfand ich als eine 
tödliche Beleidigung, für die ich Vergeltung 
geübt, hätte ich die Macht gehabt. Kein Pro-
zeß, keine Verurteilung hat bei mir ähnliche 
Gefühle des Hasses, der Er- und Verbitterung 
hervorgerufen..."



Bebels Worte mögen uns nachfühlen lassen, 
welche Verzweiflung über unzählige Familien 
gebracht wurde. Sie mögen auch eine Ahnung 
von jener tiefen Kluft vermitteln, die sich zwi-
schen dem kaiserlichen Deutschland und der 
Sozialdemokratie auftat. Jene Kluft beschrei-
ben, heißt zugleich: die Frage stellen nach den 
Handlungsbedingungen der jungen SPD, den 
objektiven und den subjektiven; heißt: nach 
deren Strategie und Taktik zu fragen.
Irgendwelchen junkerlichen Zähnen, so be-
richtet Franz Mehring in seiner „Geschichte 
der deutschen Sozialdemokratie", sei damals 
das geflügelte Wort entflohen, man müsse den 
roten Lappen so lange schwingen, bis er in 
den Augen der geängstigten Philister wie der 
Schein brennender Städte aussehe. Bismarck 
verbarg denn auch nicht seinen Plan, die So-
zialdemokratie bis aufs Blut zu reizen, damit 
sie losschlage und um so gründlicher ausge-
schaltet werden könne.
Nun, diese Rechnung ging, wie wir wissen, 
nicht auf. Die Sozialdemokratische Partei 
wußte, daß es keine revoltierende Alternative 
gab; sie hat sich nicht aufs Glatteis führen 
lassen. Sie blieb während des zwölfjährigen 
Untergrunddaseins jener Losung treu, die der 
„VORWÄRTS“ noch vor Inkrafttreten des 
Gesetzes ausgegeben hatte: „Parteigenossen! 
Laßt Euch nicht provozieren! Man will schie-
ßen! Die Reaktion braucht Krawalle, ihr Spiel 
zu gewinnen!"
Die Partei fügte sich ins Unabänderliche — in 
der sicheren Erwartung, daß die Zeit für sie 
arbeiten und das Gesetz früher oder später 
fallen würde. In der Zwischenzeit galt es, den 
inneren Zusammenhalt zu wahren, ihn zu festi-
gen und alles zu tun, um im richtigen Augen-
blick wieder „da“ zu sein.
Die Entwicklung schien ihr Recht zu geben. 
Allen Drangsalierungen zum Trotz wurden 
die Partei und die mit ihr verbundenen ge-
werkschaftlichen Organisationen stärker und 
selbstbewußter. Und die Herrschenden hatten 
— im Gegensatz zu unseren Peinigern im 
20. Jahrhundert — noch jene Skrupel, die sie 
vor letzten Mitteln zurückschrecken ließen. 
Aber für die deutschen, Sozialdemokraten 
sollte es dabei bleiben, daß sie immer viel zu 
verlieren hatten.
Bismarck hatte — dies ist wichtig festzustel-
len — das allgemeine Wahlrecht zum Reichs- 
tag nicht angetastet. Und so konnten sich die 
Sozialdemokraten unter dem Ausnahmegesetz 
eh den Wahlen beteiligen — wenn auch ohne 
'egale Organisation. Und sie konnten die Tri- 
büne des Reichstags für die Agitation nutzen. 
Das war ein unschätzbares Mittel. Dies macht 

verständlich und einsichtig, daß die Reichs-
tagsfraktion, die damals zunächst aus ganzen 
neun Abgeordneten bestand und nun die Auf-
gaben der Parteiführung wahrnahm, in beson-
derem Maße auf die Wahrung der „Legali-
tät" achtete. „An unserer Gesetzlichkeit müs-
sen unsere Feinde zugrundegehen" — so hieß 
es beispielsweise im ersten Flugblatt, das 
illegal verbreitet wurde.
Die Partei hat dies nicht daran gehindert, auf 
ihrem ersten Auslands-Parteitag — im Okto-
ber 1880 auf Schloß Wyden in der Schweiz — 
festzustellen, der Kampf sei „mit allen Mit-
teln" zu führen; der Zusatz „gesetzlich“ 
wurde gestrichen. Alle Vernunft sprach je-
doch dafür, sich nicht vollends in den Unter-
grund drängen zu lassen, sich von anarchisti-
schen Verirrungen klar abzugrenzen, auf die 
parlamentarischen und andere gesetzliche 
Möglichkeiten nicht zu verzichten.

Einige haben hier die Quelle eines Legalitäts-
denkens gesucht, das die deutsche Sozialde-
mokratie in ihrer weiteren Entwicklung mehr 
als einmal zur Tatenlosigkeit verurteilt habe. 
Das ist so nicht richtig. Wichtig ist allerdings 
der Zusatz, daß es eine abstrakte, über den 
Wolken schwebende Legalität nicht gibt.
Wer das nicht erkennt — und leider gibt es 
dafür ganz aktuelle Beispiele —, der kommt 
zum Beispiel allen Ernstes zu dem erschrek- 
kenden Ergebnis, heute könne nicht Unrecht 
sein, was während der NS-Barbarei als rech-
tens galt.
Die SPD muß sich also fragen lassen, ob sie 
1918 — beim Übergang zur Republik — konse-
quent genug einer neuen Gesetzlichkeit die 
Bahn gebrochen hat und ob sie den Bruch 
mit den alten Machtstrukturen und den anti-
demokratischen Kräften nicht viel energischer 
hätte vollziehen müssen.
Das Jahr 1920 bietet immerhin ein Beispiel 
entschlossenen Handelns: Da waren es die 
deutschen Gewerkschaften und die Sozialde-
mokratische Partei, die im Namen der demo-
kratischen Legalität zum Generalstreik auf-
riefen und dafür sorgten, daß die junge Repu-
blik nicht schon am Kapp-Putsch scheiterte.

Der Juli 1932 bietet wieder ein anderes Bei-
spiel. Als Reichskanzler Papen die Preußen- 
Regierung unter Braun und Severing absetzte, 
rechtfertigte der Parteivorstand das Stillhal-
ten damit, die Arbeiterschaft habe nur zu 
„Widersetzlichkeiten" herausgefordert werden 
sollen. Einige der damals Agierenden haben 
hinterher auseinandergesetzt, daß die Opfer 
eines — mutmaßlich zum Scheitern verurteil-
ten — Widerstandes moralisch nicht zu recht-
fertigen gewesen wären.



Ich habe das damals, als junger Sozialist, 
nicht überzeugend gefunden, und ich finde es 
auch aus heutiger Sicht nicht überzeugend. 
Schlimmer noch war es mit den legalistischen 
Illusionen, die noch nach der Amtserschlei-
chung Hitlers herumgeisterten und unter an-
derem zu den makabren Begleiterscheinungen 
des 1. Mai 1933 führten.

Worauf ich hinaus will? Was einmal richtig 
war, muß nicht immer richtig sein. Entschei-
dend ist, daß eine freiheitliche Orientierung 
strategisch begründet ist und taktisch wirk-
sam durchgesetzt wird.

Bebel hatte — und darauf kam es an — die 
Taktik genau durchdacht: er wußte, was man 
wie erreichen konnte. Als er einmal auf einer 
Wahlversammlung in Bremen sprach, sangen 
ihm junge Arbeiter der Weserwerft ein Lied, 
das sich um einen schönen Satz von ihm 
rankte: „Im Kampf für Freiheit suche stets 
dein Recht" — dieser Satz steht denn auch 
nicht ohne Grund als Motto über meiner 
Rede.
Franz Mehring verglich die Taktik der Partei 
unter dem Ausnahmegesetz mit dem Verfah-
ren eines Festungskommandanten, der beim 
Heranrücken einer überwältigenden Feindes-
macht die Vorstädte abbrennt, um sich desto 
sicherer hinter seinen Mauern und Wällen zu 
verschanzen.
Nach außen den schmalen Rahmen zu achten, 
der der Partei geblieben war, hinderte sie nicht 
— vorrangweise in Gesang- und Gesellig-
keitsvereinen — eine umfassende und weit 
gefächerte Tarnorganisation aufzubauen und 
das Informationsnetz so dicht wie möglich zu 
knüpfen. Der gute Ruf, den die sozialdemokra-
tische Parteiorganisation über die Jahrzehnte 

hinweg innehatte — leider nicht immer noch 
voll gerechtfertigt —, hat hier seine Wurzeln. 
Von Zürich aus wurde das neue Zentralorgan, 
der „Sozialdemokrat", nach Deutschland hin-
eingeschmuggelt, und die selbstlose Mithilfe 
schweizer Gesinnungsfreunde steht auf einem 
Ruhmesblatt der Solidarität.
Mit dem Zentralorgan hatte es nun freilich 
seine eigene Bewandtnis — nicht nur wegen 
der abenteuerlichen Wege, die das Blatt 
machte, um an den Leser zu kommen. Unter 
der Redaktion von Eduard Bernstein — der 
Anfang 1881 Georg von Vollmar nachfolgte — 
wurde der „Sozialdemokrat" nämlich zum Trä-
ger und Vermittler der marxistischen Theo-
rie — richtiger muß man wohl sagen: was da-
für gehalten wurde. Offensichtlich bedurfte es 
erst der Ausnahmesituation, damit Marx mit 
seinen Ideen in der SPD wirklich Fuß fassen 
konnte. Sicher, auch die Wirtschaftskrisen 
schienen Beweis für die Richtigkeit der im 
Londoner Exil ausgearbeiteten Analysen zu 
liefern. Aber war es nicht vor allem jener 
Obrigkeitsstaat, der seine Machtmittel ein- 
setzte, um dem Arbeiter alle Rechte abzuspre-
chen, der der revolutionären Theorie den Bo-
den bereitete?
Wie auch immer: Hin und wieder beschwerte 
sich zwar die Reichstagsfraktion über die ra-
dikalen Töne der Zeitung und sah sich in 
ihrem legalistischen Kurs gefährdet — zu-
gleich war es der „Marxismus", der der ge-
knebelten Partei jenes Prinzip Hoffnung ein-
hauchte und jene Zukunftserwartungen weck-
te, ohne die die Drangsalierungen und Verfol-
gungen schwerlich hätten bestanden werden 
können. Auch diesen Aspekt gilt es vor Augen 
zu haben, wenn wir uns mit der eigenen Ge-
schichte auseinandersetzen.

III.

Am 25. Januar 1890 ist es soweit. Eine ver-
schärfte Fassung des Gesetzes — der konser-
vativen Fraktion geht sie noch nicht weit ge-
nug — wird von der Mehrheit des Reichstags 
abgelehnt, überall im Land versammeln sich 
die Mitglieder der SPD zu spontanen Freuden-
feiern. Sie warten gar nicht mehr ab, bis das 
alte Gesetz im Oktober ausgelaufen ist.

Dem Fall des Gesetzes folgt ein grandioser 
Wahlerfolg und diesem — wenn auch zusätz-
lich durch andere Faktoren bedingt — die Ent-
lassung Bismarcks durch Wilhelm II. Der ist 
seit zwei Jahren am Rüder und gibt sich erst 
„sozial-reformerisch", um dann mit den reak-
tionären Wölfen zu heulen.

Ich habe deutlich in Erinnerung, wie mir unser 
Wilhelm Deffner aus Augsburg vor ein paar 
Jahren, an seinem 105. Geburtstag, von dem 
Wahlabend nach dem Fall des Sozialisten-
gesetzes erzählte. Er kam als junger Mann, der 
von da ab unser Mitglied war, in eine der 
Gastwirtschaften, in denen sich die Genos-
sen trafen: „Harte Männer schlossen sich in 
die Arme und alle weinten."
Die Partei zog noch während des Wahlkamp-
fes Bilanz — wohl wissend, daß eine genaue 
Statistik aller Verbote, Haussuchungen, Ver-
haftungen, Ausweisungen gar nicht zu fertigen 
war. Das, wie Mehring formulierte, „künst-
lich gezüchtete Denunziations- und Lockspit-



zelwesen" konnte schon gar nicht präzis be-
schrieben werden.
Was man zusammentrug, gibt dennoch Auf-
schluß genug: 1 300 Druckschriften verboten; 
322 Organisationen aufgelöst; 900 Auswei-
sungen — darunter von 500 Familienvätern — 
aus Gebieten, über die der Belagerungszustand 
verfügt wurde; durch gerichtlich verhängte 
Freiheitsstrafen — zumeist freilich von kurzer 
Dauer — waren 1 500 Personen betroffen.

Die Zahlen spiegeln die Wirklichkeit nur an-
nähernd wider. Von der Demütigung und Zer-
störung zahlreicher menschlicher Existenzen 
geben sie nicht mehr als eine Ahnung. Un-
abhängig von Ziffern bedeutete das Anti-So-
zialistengesetz:
Nicht nur Auflösung der Parteiorganisation, 
nicht nur Verbot ihrer Zeitungen, sondern po-
tentieller Ausnahmezustand für alle, die sich 
zur Sozialdemokratie bekannten. Jederzeit 
konnte man aus seinem Heimatort verbannt 
werden. Dies hatte katastrophale Folgen für 
viele der Familien, deren Versorger um Lohn 
und Brot gebracht wurden. Nicht gering war 
die Zahl derer, die außer Landes gehen muß-
ten. Die Auswanderung nach Amerika bedeu-
tete — nicht erst damals — für Deutschlands 
demokratische Zukunft einen Aderlaß, der sel-
ten voll gewürdigt worden ist.
Dies gesagt, muß allerdings gleich hinzuge-
fügt werden: Eine Gleichstellung mit dem sy-
stematisch-teuflischen, vernichtenden Terror 
während der anderen zwölf Jahre — denen 
von 1933 bis 1945 — wäre abwegig; es handelt 
sich nicht um einen graduellen, sondern um 
einen prinzipiellen Unterschied.

Ein anderes ist wichtig und bleibt hinzuzu-
fügen: Unter den verbotenen Arbeiterorgani-
sationen waren die mit der Partei verbunde-
nen Gewerkschaften. Auch sie fanden sich 
im Untergrund oder in der Halblegalität wie-
der — getarnt häufig als Krankenvereine. 
Zahlreiche Streiks, zu denen es während des 
Ausnahmegesetzes kam, und die Erfahrungen, 
die dabei gemacht wurden, haben wesentlich 
dazu beigetragen, das Bewußtsein der Arbeiter 
zu schärfen und den gewerkschaftlichen Zu-
sammenschluß entscheidend zu fördern.

Das Verbot der gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen konnte an vielen Orten und in man-
chen Berufszweigen mit Erfolg überspielt wer-
den, so daß neue legale Vereinigungen ent- 
fanden. Als das Gesetz fiel, galten immerhin 
schon 300 000 Arbeiter als gewerkschaftlich 
organisiert. Und es war nun nicht einmal mehr 
eine Frage der Zeit, bis sich — im November 
1890 — unter Vorsitz von Carl Legien die Ge-

neralkommission der Gewerkschaften bildete. 
Dies war der erste Zusammenschluß der, wie 
man dann später sagte, freien Gewerkschaf-
ten,
Trotz aller bitteren Erfahrungen herrschte das 
Gefühl vor, man habe nicht umsonst gelitten. 
Daß die Zahl der Anhänger ständig wuchs, 
war mehr als eine Ermutigung. Unmittelbar 
vor Inkrafttreten des Gesetzes hatte es die 
SPD auf 7,6 Prozent der Stimmen gebracht; 
seitdem war der Stimmenanteil fast stetig an-
gewachsen, und das, obwohl jede offene Agi-
tation verboten war.
Die Wahlen vom 20. Februar 1890 nun über-
trafen selbst die kühnsten Erwartungen; an-
derthalb Millionen, fast 20 Prozent der abge- 
gegebenen Stimmen, fielen auf die sozialdemo-
kratischen Kandidaten. Das bedeutete: 35 
Reichstagssitze.
Stehvermögen und Einfallsreichtum, Mut und 
Selbstlosigkeit hatten sich ausgezahlt. Dem 
Bündnis von Thron und Altar, von Rittergut 
und Hochofen, Offiziersadel und beschränk-
tem Bildungsbürgertum hatte man erfolgreich 
getrotzt.
Die Sozialdemokratische Partei hatte standge-
halten; sie hatte sich nicht einschüchtern las-
sen und nun den politischen Lohn erhalten. 
Sie hatte nichts zurückgenommen von dem, 
was sie erkannt hatte: „Im Kampf für Frei-
heit suche stets dein Recht."

Dieser Tage las ich eine bemerkenswerte Rede 
nach, die Max Güde — der frühere CDU-Kol-
lege aus dem Bundestag und spätere General- 
bundesanwalt — Anfang des Jahres gehalten 
hat. Zum Sozialistengesetz sagte er — und ich 
widerspreche dem nicht —, daß es vom dama-
ligen Staat „nur halbherzig durchgefochten" 
wurde. Dann fährt er fort, die Abwehr des 
Sozialismus „in teilweise schikanösen For-
men" habe sich bis zur Revolution von 1918 
hingezogen. Und ein dauerndes Erbe des Ge-
setzes, von dem hier heute die Rede ist, sei 
„die von da an fast unheilbar scheinende 
Linksfürchtigkeit des deutschen Staates"; 
diese habe die Weimarer Republik über-
schattet, und mit deren Erbschaft hätten wir 
uns jetzt noch, zum Beispiel in der Justiz, aus-
einanderzusetzen. Im „Vorteil der Linksfürch-
tigkeit", so Güde weiter, stecke „das Contra 
gegen rund drei Jahrhunderte europäischer 
Geschichte".
Ob man das nun so oder etwas anders formu-
liert: Wir sind immer noch und immer wieder 
auch durch die Gefahr einer Spaltung der Na-
tion bedroht — zusätzlich zu der, die uns das 
Dritte Reich hinterließ und die die Sieger-
mächte festgeschrieben haben.



Und weiter: Man darf sich nicht damit zu-
friedengeben, daß wir über Weimar weit hin-
ausgelangt sind und der demokratischen 
Rechtsstaatlichkeit in der Bundesrepublik eine 
solide Chance gegeben haben.

Gewiß: die Sozialdemokraten sind nicht mehr 
isoliert. Aber ich füge hinzu, auf die Gefahr, 
ein erneutes Stirnrunzeln derer hervorzuru-
fen, die Folgerungen allenfalls am Schluß einer 
Rede für zulässig halten —, daß es ohne eine 
starke Sozialdemokratie heute keine annä-
hernd solide deutsche Demokratie geben wür-
de. Das wird morgen nicht anders sein.

Die deutschen Sozialdemokraten meinen nicht, 
die Geschichte und das gegenwärtige Erschei-
nungsbild ihrer Partei seien frei von Irrtü-
mern und Fehlern. Wir bilden uns nicht ein, 

über den Stein der Weisen zu verfügen. Aber 
wir sind stolz auf unsere Geschichte und auf 
den Dienst an unserem Volk:
Dies ist der Weg, der von der kleinen be-
lächelten Minderheit zur großen fortschritt-
lichen Volkspartei führte.

Vom rechtlosen Proletarier zum gleichberech-
tigten Staatsbürger.
Vom begrenzten Männerwahlrecht Zum Wahl-
recht für alle.
Vom Obrigkeitsstaat zum Bürgerrecht auf 
Mitwirkung, auch auf Mitbestimmung.
Den Weg zur Bürgerdemokratie freigeschau-
felt und mitgestaltet zu haben, das rechtfer-
tigt, gewiß nicht im Zorn, sondern mit gesun-
dem Selbstbewußtsein zurückzublicken.

IV.

„Es ist schlimm, wenn die ganze Misere der 
Zeit und des Vaterlandes auf einem liegt, ohne 
daß man die Kräfte hat, sie zu gestalten." Der 
dies schrieb, hieß Thomas Mann. Der Adres-
sat — sein Bruder Heinrich, der mit seiner 
„Geschichte der öffentlichen Seele unter Wil-
helm II.“, betitelt: „Der Untertan", jener tiefe-
ren Wahrheit des wilhelminischen Deutsch-
land nachgespürt hatte, die kein Geschichts-
buch wiederzugeben imstande ist.

Der Satz des Dichters könnte auch als Motto 
über einem wichtigen Abschnitt der SPD ste-
hen — jener Partei, die sich nach dem Fall 
des Ausnahmegesetzes anschickte, ihre wie-
dererlangte Freiheit zu nutzen.

Das Deutschland Wilhelms II. war ein schil-
lerndes Gebilde. Es war geprägt durch die 
Kluft zwischen wirtschaftlicher Modernität 
und politischer Rückständigkeit. Die Kluft 
wurde schließlich so groß, daß das Kaiser-
reich an seinen inneren Widersprüchen hätte 
ersticken können, wenn es nicht zum Krieg 
gekommen wäre; zu jenem Weltkrieg, den es 
nicht mehr überdauern konnte.

Wirtschaftliche Modernität bedeutet nun al-
lerdings auch einen — wenngleich langsam — 
ansteigenden Lebensstandard für die breiten 
arbeitenden Schichten. Mehr noch als der Par-
tei mußte jetzt den noch im Aufbau befind-
lichen Gewerkschaften daran gelegen sein, 
nichts unnötig aufs Spiel zu setzen. Etwa, um 
politische Forderungen mit Hilfe von Massen-
streiks durchzusetzen. So hatten es die herr-
schenden Mächte nicht'schwer, das preußi-
sche Dreiklassen-Wahlrecht aufrechtzuerhal-

ten. Auch im Reich wurde die eigentliche 
Parlamentarisierung auf die lange Bank ge-
schoben.
Nach dem Fall des Ausnahmegesetzes nutzte 
die Sozialdemokratie verstärkt die begrenz-
ten Möglichkeiten im Reichstag. Im Südwesten 
Deutschlands boten sich bessere Chancen, die 
freilich ihre historische Verlängerung nicht 
— noch nicht — gefunden haben. Sozialde-
mokratische Mandatsträger erschienen man-
cherorts auch schon in den kommunalen Ver-
tretungen. Das war alles nicht wenig, aber an 
der Stellung in Staat und Gesellschaft hatte 
sich nicht viel geändert.
Das Damoklesschwert des Staatsstreichs hing 
nicht nur 1890 über der SPD, als der abdan-
kende alte Kanzler dem jungen Kaiser „Hu-
manitätsduselei" vorwarf, sondern auch in den 
Jahren, die folgten. Das aber hätte geheißen: 
Abschaffung des für die Entfaltung der Volks-
kräfte so wichtigen allgemeinen Wahlrechts 
zum Reichstag.
Die Ächtung blieb; 1895 nannte der Kaiser 
die Sozialdemokraten „eine Rotte von Men-
schen, die nicht wert, den Namen Deutscher 
zu tragen". Das war derselbe Monarch, der 
1914 glauben machen wollte, er kenne keine 
Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche.
Unmittelbar nach dem Fall des Ausnahmege-
setzes gab sich die SPD eine programmati-
sche Grundlage. Dieses Erfurter Programm ist 
vor dem von Godesberg das berühmteste in 
der Geschichte der Partei.
Heute spricht man vom Erfurter Programm 
gelegentlich mit einem spöttischen Unterton. 



Man wundert sich über das seltsame Ausein-
anderfallen in einen theoretischen und einen 
praktischen, einen grundsätzlichen und einen 
pragmatisch-reformerischen Teil. Gerade dies 
aber war eines der Ergebnisse jenes unseligen 
Sondergesetzes. Was das Erfurter Programm 
widerspiegelt, ist die Zwitterstellung der So-
zialdemokratie im kaiserlichen Deutschland — 
und die Unmöglichkeit, eine schlüssige Ant-
wort zu finden.
„Euch fehlen zwei wesentliche Dinge", so rief 
auf dem Amsterdamer Kongreß der internatio-
nale 1904 der französische Sozialistenführer 
Jean Jaures den deutschen Delegierten zu: 
„Euch fehlen revolutionäres Handeln und par-
lamentarisches Handeln."
Nun, revolutionäres Handeln in einer Ge-
sellschaft zu erwarten, der die Tradition einer 
bürgerlichen Revolution fehlte, hieß wohl 
ebenso Unmögliches verlangen wie parlamen-
tarisches Handeln in einem Staat, der die par-
lamentarischen Rechte auf ein Minimum be-
schränkte und zu politischen Reformen weder 
willens noch fähig war.
Hier scheint mir übrigens auch ein Irrtum de-
rer zu liegen, die meinen, alles hätte anders 
laufen können, wenn die SPD nur rechtzeitig 
dem Rat Eduard Bernsteins gefolgt wäre. Mit 
seiner Revision Marxscher Theorien, die er 
nicht zufällig nach dem Fall des Ausnahme-
gesetzes einleitete, hat Bernstein in mancher 
Hinsicht den Weg zur Reform- und Volkspar-
tei vorgezeichnet, den die Sozialdemokraten 
gegangen sind. Die Zeit aber war dafür nicht 
reif. Und mit seiner Absage an das „Endziel" 
war Bernstein in der Gefahr, der Partei jene 
Zukunftsvision zu nehmen, die sie die anhal-
tende Ächtung leichter tragen ließ.
Der Revisionismus-Streit hätte die deutsche 
Sozialdemokratie kaum so sehr beschäftigt, er 
hätte jedenfalls die Gefühle nicht so in Wal-
lung gebracht, wenn die Stellung der Partei 
in der Gesellschaft weniger ambivalent ge-
wesen wäre. Man sollte deshalb vorsichtig 
sein mit einer Übertragung historisch beding-
ter Modelle auf unsere Zeit.
Handlungsanweisungen und ihre Begründung 
müssen aus der jeweiligen gesellschaftlichen 
Situation geboren sein. Umgekehrt würde es 
je erst recht keinen Sinn machen, unsere heu-
tigen Maßstäbe an die Partei Bebels anzule-
gen.
Die Sozialdemokratie also blieb weithin in 
hem Ghetto gefangen, das im Ausnahmegesetz 
seine zugespitzte Ausformung gefunden hatte. 
Sie wurde zum Staat im Staat und entwickelte 

ihre „Subkultur“. Diejenigen unter uns, die 
während der Weimarer Republik aufwuchsen, 
könnten Zeugnis davon ablegen, wie sehr die 
durchgängigen und verästelten Strukturen den 
Übergang vom Kaiserreich bis zur braunen 
Gewaltherrschaft überlebten.
Kein Wunder: da die Arbeiter und ihre Fami-
lien vom offiziellen Deutschland ausgeschlos-
sen waren und ihnen gesellschaftlicher Auf-
stieg durchweg verwehrt war, schufen sie sich 
ihr Ersatzvaterland. Vom sozialdemokrati-
schen Kindersportverein bis zur sozialdemo-
kratischen Beerdigungskasse. Und August 
Bebel wurde zu einer Art von Ersatzkaiser. 
Daß auch dies weitreichende Folgen hatte und 
sich die Partei noch einigelte, als die Zeiten 
sich längst gewandelt hatten, habe ich eben 
anklingen lassen.
Der Widerspruch zwischen Revolutionserwar-
tung und Reformpraxis, zwischen Verweige-
rung und Anpassung schien nicht auflösbar. 
Man wartete auf den großen Zusammenbruch, 
von dem man meinte, daß er unweigerlich 
kommen müßte. Bis es soweit war, konnte man 
ja die Möglichkeiten nutzen, die das System 
immerhin ließ.
So blieben noch in ihrer Außenseiterstellung 
die sozialdemokratischen Parteigänger auf den 
Staat bezogen. In ihrer Bildungsbeflissenheit 
und in der Übernahme vorgeprägter Wertvor-
stellungen spiegelten sich ein Aufstiegsstre-
ben, auch ein Bedürfnis nach gesellschaftli-
cher Anerkennung.

Symbolischer Ausdruck dieser Zwitterstel-
lung: in vielen Arbeiterfamilien hingen Kaiser 
Wilhelm und der „Ersatzkaiser" Bebel neben-
einander über dem Sofa.

Das Anerkennungsbedürfnis spielt wohl mit 
hinein, wenn man nach den Gründen fragt für 
die auf den ersten Blick überraschende Hal-
tung der SPD beim Kriegsausbruch 1914. Der 
entscheidende Grund lag freilich in der Illu-
sion, sozialistischer Internationalismus hätte 
bereits über die ringsum sich austobenden 
Nationalismen triumphieren können.

Aber richtig bleibt: Wem Anerkennung keine 
Selbstverständlichkeit ist, der läßt sich allzu 
leicht das Gesetz des Handelns diktieren. Dies 
gilt über den Wandel der Zeiten hinweg.

Jean Jaures hatte so unrecht nicht, als er auf 
dem erwähnten Amsterdamer Kongreß von der 
politischen Ohnmacht der deutschen Sozial-
demokratie sprach, die er in einem beängsti-
genden Gegensatz zu Größe und Glanz der 
Partei stehen sah.



Ich muß der Versuchung widerstehen, die fer-
neren Auswirkungen des Gesetzes gegen die 
Sozialdemokratie zu untersuchen und Kreuz-
wege der sozialdemokratischen und der deut-
schen Geschichte nachzuzeichnen.

1914, 1918, 1930, 1933 — was auch immer zu 
den einzelnen Daten zu sagen ist, soviel ist 
gewiß: Wir stellen zahlreiche Fehlentwick-
lungen fest, und doch können wir dabei stolz 
sein auf unsere ungebrochene freiheitliche 
Tradition:
Niemals hat sich die SPD hergegeben für Un-
terdrückung und Unterjochung.
Niemals hat sie Krieg und Knechtschaft über 
das deutsche Volk gebracht.

Freiheit und Gleichheit und friedlicher Aus-
gleich mit den Nachbarn standen auf ihren 
Fahnen, als andere Hitler den Steigbügel hiel-
ten und wissen mußten, daß dies den Weg 
in den Krieg bedeuten würde.

Die SPD ist sich in ihrem Kern treu geblieben, 
selbst in den dunkelsten Augenblicken der 
Geschichte.

Darin liegt auch heute die moralische Be-
gründung für unseren Anspruch, innere Frei-
heit und äußeren Frieden für unser Volk si-
chern und ausbauen zu können — besser, wie 
wir meinen, als andere, die zuviel vom Ballast 
einer unguten Vergangenheit mit sich schlep-
pen.
Und zugleich: Eine Partei vom Zuschnitt der 
SPD muß sich immer auch als Kampfgemein-
schaft begreifen. So können und dürfen wir 
also der Frage nach dem Handlungsspielraum 
und wie wir ihn nutzen, nicht ausweichen. 
Was wäre, so sollten wir uns zwischendurch 
immer mal wieder selbstkritisch fragen, was 
wäre Deutschland und der Welt erspart geblie-
ben, wenn die Sozialdemokraten stärker, ein-
flußreicher und schlagkräftiger gewesen wä-
ren!
Das Erfurter Programm hatte der Außenseiter-
stellung in der Gesellschaft Rechnung getra-
gen und der Erwartung Ausdruck verliehen, 
irgendwann würden sich die Verhältnisse 
schon ändern. Eine Als-ob-Haltung — als ob 
der Erfolg nicht ausbleiben könne und als ob 
die Zeit naturnotwendigerweise für Demokra-
tie und Sozialismus arbeite — half über die 
tatsächliche Machtlosigkeit hinweg und lei-
stete einer Tendenz zur Unbeweglichkeit Vor-
schub.
Wir sehen, die Schatten, die die Bismarck-Zeit 
geworfen hat, waren lang, sie waren so lang, 

daß die SPD ihr gesellschaftliches Umfeld und 
iffren politischen Gegner häufig nicht klar ge-
nug erkannte.
Der Aufstieg des Faschismus in Deutschland, 
wenn ich noch einmal einen solchen Sprung 
machen darf, wäre gewiß weniger glatt ver-
laufen, wenn sein Charakter hätte klarer er-
kannt werden können.

Und auch nach dem schrecklichen Einschnitt, 
den Nazismus und Krieg bedeuteten, war die 
SPD nur bedingt auf der Höhe der Zeit; sie 
hatte allerdings auch schrecklich personelle 
Opfer bringen müssen. Aber hat man nicht zu-
nächst die neu-alten konservativen Kräfte weit 
unterschätzt und die Bedingungen ihres Er-
folges verkannt? Es führt nichts daran vor-
bei: Wer politisch handeln will, muß sich im-
mer wieder über die Bedingungen des Han-
delns Rechenschaft ablegen.

Die meisten wissen, welchen Wendepunkt das 
Godesberger Programm von 1959 symbolisiert. 
Ich sage bewußt: symbolisiert. Denn natür-
lich ist gerade ein Parteiprogramm nichts, was 
vom Himmel fällt, sondern es ist Ergebnis 
eines Prozesses von Erfahrungen und Über-
legungen.

Die Entwicklung zur Volkspartei und die 
wachsende Integration in die Gesellschaft wa-
ren Godesberg voraufgegangen. Daß bei uns 
in Westdeutschland nicht eine Diktatur durch 
die andere ersetzt wurde und daß die Demo-
kratie bei uns in der Bundesrepublik relativ 
rasch und fest Fuß fassen konnte, daran hatte 
die SPD einen herausragenden Anteil.

Mit dem Programm von Godesberg nun wurde 
diese Entwicklung zugleich anerkannt und be-
schleunigt. Die Partei hatte — weit mehr als 
zuvor in ihrer Geschichte — Theorie und Pra-
xis in Einklang gebracht. Tatsächlich haben 
wir im Programm von 1959 die Lehren aus der 
eigenen und aus der deutschen Geschichte 
festgehalten.

Und ich stehe nicht an zu sagen: Godesberg 
gehört zusammen mit dem tiefsten Wandlungs-
prozeß, den die SPD je durchgemacht hat. Wo-
bei ich wohl weiß, daß die stärkste genera-
tionsmäßige und soziologische Umkrempelung 
erst ein Jahrzehnt später einsetzte.

Wir wollten Freiheit, Gerechtigkeit und So-
lidarität nicht mehr nur beschwören, sondern 
schrittweise und — nicht mehr als Außen-
seiter — um ihre Verwirklichung ringen. Nun 
konnte sich die SPD der Gesellschaft gegen-
über unbefangen öffnen und Volkspartei wer-



den, ohne ihren aus der Arbeiterbewegung 
stammenden Auftrag zu vernachlässigen. Jetzt 
war sie besser in der Lage, gesellschaftlichen 
Wandel aufzunehmen und konstruktiv zu be-
einflussen.

So brauchen wir den Eigenheiten und Eigen-
schaften, die seinerzeit die Partei auszeichne-
ten, nicht nachzutrauern, aber wir sollten sie 
als Teil unseres Erbes auch nicht missen wol-
len. Wenn Bebel schildert, wie er seinen 
Spitzeln Schnippchen schlug, wenn wir lesen, 
mit wieviel Mut und Phantasie neue Orts-
vereine gegründet wurden und wie man für-
einander einstand und sorgte, dann erfüllt uns 
das noch heute mit Bewunderung.

Im selben Maße, wie sich die SPD öffnete und 
schließlich — in jüngster Zeit — nahezu ein 
Spiegelbild der Gesellschft wurde, im selben 
Maße, wie die Mitglieder und Anhänger der 
Sozialdemokratischen Partei die Verhaltens-
normen der Gesamtgesellschaft zu teilen be-
gannen, mußten ihr die Eigenschaften einer zu-
nächst unterdrückten und dann isolierten Par-
tei zwangsläufig abhanden kommen. Aber es 
wäre ein Jammer, wenn nicht doch etwas vom 
Geist der ursprünglichen Gesinnungs- und 
Kampfbereitschaft wachgehalten würde und 
lebendig bliebe.

Im übrigen wissen wir: Auch nach der Ver-
abschiedung des Godesberger Programms hat 
die SPD noch ein Jahrzehnt und drei außer-
gewöhnliche Wahlkämpfe gebraucht, um in 
die führende Regierungsverantwortung vor-
zurücken. Was es heißt, diese so mühsam er-
rungene Regierungsverantwortung nicht nur 
zu erhalten, sondern auch zu rechtfertigen, er-
fahren wir täglich aufs Neue. Was es hieße, 
sie leichtfertig aufs Spiel zu setzen, das kann 
einem vermutlich nur klar werden, wenn man 
in historischen Zusammenhängen denkt.

Dann wird auch klar, wie abwegig es wäre, 
wenn das Wort von der Krisenbewältigung im 
sozialdemokratischen Sprachgebrauch einen 
negativen Beigeschmack erhielte.

In der Vergangenheit haben uns Krisen, Zei-
ten des Umbruchs manchmal allzu leicht dazu 
verleiten können, der vollen Verantwortung 
zu entsagen. Uber die Folgen brauche ich jetzt 
nichts mehr hinzuzufügen. Inzwischen muß die 
Partei auch hieraus gelernt haben.
Bei dieser Gelegenheit will ich hinzufügen: 
Das Godesberger Programm gilt.
Es bleibt die Grundlage unserer Vertrauens-
arbeit und unserer Regierungsfähigkeit.
Es verleiht der Verankerung in der Gesell-
schaft der Bundesrepublik ebenso Ausdruck 
wie dem Willen, in dieser Gesellschaft mehr 
Freiheit und mehr Gleichheit zu verwirkli-
chen; kurzum: nicht nur an der Spitze der 
Regierung stehen, sondern diesem Staat als 
führende politische Kraft zu dienen.
Seit 1959 hat sich gewiß schon wieder viel 
verändert, zumal in der uns umgebenden Welt, 
durch die Wissenschaften, durch die techno-
logische Revolution, und wir sind hoffentlich 
auch nicht dümmer geworden. Trotzdem meine 
ich: Die SPD braucht für einen jetzt über-
schaubaren Zeitraum kein neues Grundsatz-
programm.
Anders steht es, um dies bei gleicher Gele-
genheit zu sagen, um die weltweite Gemein-
schaft von Parteien des demokratischen So-
zialismus, die wir Sozialistische Internationale 
nennen. Sie wird in den vor uns liegenden 
Jahren zum erstenmal in ihrer bewegten und 
nicht immer glorreichen Geschichte das Wag-
nis eines Programms eingehen:
Eine Programms, um dies ganz deutlich zu 
machen, in dem zum erstenmal überhaupt der 
kühne Versuch unternommen wird, demokra-
tischen Sozialismus — in meinem Verständnis 
gleich soziale Demokratie — nicht mehr euro-
zentrisch, sondern weltweit zu begreifen.
Ich will hinzufügen, daß ich auf die Arbeit 
daran gespannt bin — und daß mich die zu 
erwartende Diskussion schon jetzt fast mehr 
interessiert, als was hinterher aufgeschrieben 
werden mag.

«Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestre-
bungen der Sozialdemokratie" — das war der 
Titel für jenes Unternehmen, dessen wir uns 
hier erinnern.
Mit historischen Parallelen sollten wir gewiß 
nicht nur für uns selbst sorgsam umgehen, 
sondern auch, wenn wir fragen: Was ist aus 
den damaligen Unterdrückern geworden? Was 
hat sich dauerhaft gewandelt? Was ist immer

IV.

noch geblieben? Hat „Gemeingefährlichkeit" 
vielleicht nur einen anderen Namen erhalten? 
Politische Kräfte, die im Gestern befangen 
sind, lassen auch jetzt kaum eine Gelegenheit 
aus, um die Sozialdemokratie mit dem Vor-
wurf der Verfassungswidrigkeit zu überziehen. 
Dadurch sollten wir uns nicht schrecken las-
sen. Aber wir dürfen und müssen fragen, ob 
solche Aggressivität nicht auf den Versuch 



hinausläuft, sich selbst jenem Grundkonsens 
zu entziehen, der diese Gesellschaft und diese 
staatliche Ordnung tragen sollte.
Ich habe von den Partei-Liberalen gesprochen 
und zumindest anklingen lassen, welche Fehl-
entwicklungen vermutlich hätten vermieden 
werden können, wenn Männer wie August 
Bebel und Friedrich Naumann miteinander ins 
Gespräch gekommen wären.
Ich habe noch nicht von der Zentrumspartei 
gesprochen — sozial sehr heterogen zusam-
mengesetzt, aber eben doch auch die Partei 
eines überwiegenden Teils der katholischen 
Arbeiter, die 1878 gegen das Ausnahmegesetz 
stimmte; in mehr oder weniger großer Ge-
schlossenheit auch gegen die jeweiligen Ver-
längerungen.
Sicher, das Zentrum war ein gebranntes Kind, 
es hatte den „Kulturkampf" noch kaum über-
wunden. Daß es so kurze Zeit danach nicht 
neuerlicher Willkür den Weg ebnen konnte, 
mindert nicht die Bedeutung seines solidari-
schen Verhaltens mit den bedrängten Sozial-
demokraten.

Daß hieraus — trotz mancher gegenseitiger 
Hilfe bei Stichwahlen — keine dauerhafte, 
Weggenossenschaft erwuchs, daß das Zentrum 
in der Folgezeit einen kräftigen Rechtsruck 
durchmachte — während die SPD wegen ihrer 
Außenseiterstellung noch nicht voll bündnis-
fähig war — gehört zu den verpaßten Gelegen-
heiten einer demokratischen Entwicklung in 
Deutschland.

Die Unionsparteien jedenfalls täten gut daran, 
sich über ihr Erbe Rechenschaft abzulegen und 
darzutun, welcher Traditionskette sie sich 
eigentlich verpflichtet fühlen: Den reaktio-
nären Preußen, die alle Demokraten knechten 
wollten, oder dem Zentrum, das sich gegen 
Unterdrückung zur Wehr setzte.

Hier ist nicht der Ort, die Spannweite darzu-
stellen, die unser Grundgesetz für die Ausge-
staltung des gesellschaftlichen Lebens läßt. Es 
ist hier aber wohl der Ort, auf eine offenbar 
ungebrochene Tradition des verstockten Teils 
der deutschen Rechten hinzuweisen: Eine Tra-
dition, die darin besteht, die eigenen Inter-
essen mit dem Wohl des Ganzen gleichzuset-
zen und jene Kräfte aus der Gemeinschaft 
verbannen zu wollen, die auf Veränderung 
setzen.

Auch die anhaltenden Versuche, gesellschafts-
verändernde Politik und terroristische Zerstö-
rung ursächlich in Zusammenhang zu bringen, 
gehören in diese unselige Traditionskette, von 
der man schon geglaubt hatte, sie sei abgeris-
sen.

Bismarck hatte die Attentate auf den Kaiser 
den Sozialdemokraten zugeschrieben und zum 
Anlaß für sein Ausnahmegesetz genommen. 
Heute sind denen, die sich noch immer nicht 
mit dem Einfluß des demokratischen Sozialis-
mus abfinden mögen, Grenzen gezogen; ob aus 
eigener Einsicht, sei dahingestellt.
Jedenfalls liegt die sicherste Garantie gegen 
Versuche, daß Rad zurückzudrehen, in der 
eigenen Abwehrbereitschaft, bisweilen wohl 
auch der eigenen Angriffslust. Ob die fort-
schrittlichen oder die reaktionären Kräfte die 
Bundesrepublik Deutschland in die achtziger 
Jahre führen, wird übrigens auch von unserer 
Fähigkeit abhängen, der Manipulation der öf-
fentlichen Meinung Einhalt zu gebieten.
Gerade weil das Godesberger Programm einer 
grundlegend gewandelten Stellung der SPD in 
Staat und Gesellschaft Ausdruck verleiht, ver-
pflichtet es zu großer Wachsamkeit. Nichts 
auf dieser Welt ist so sicher, als daß es nicht 
wieder gefährdet werden könnte.

Also bedarf es immer neuer Anstrengungen. 
Es gilt, Freiheit und Gerechtigkeit und Solida-
rität in dieser Gesellschaft zu verankern, daß 
für reaktionäre Gegenkräfte keine ernsthafte 
Chance mehr besteht, ihre Vorstellungen von 
einem Oben und Unten in der Gesellschaft 
wieder in die Wirklichkeit umzusetzen. Unter 
den deutschen Bedingungen besteht eine la-
tente Gefahr, daß das Pendel zu weit zurück-
schlägt.
Bismarck hatte versucht, durch erste sozial-
politische Gesetze den Sozialdemokraten 
gleichsam den Boden unter den Füßen wegzu-
ziehen. Zuckerbrot und Peitsche, wenn man, 
so will.
Die Arbeiter und ihre Familien blieben miß-
trauisch. Die Herrschenden hatten verkannt, 
wie viele Konservative es bis auf den heuti-
gen Tag verkennen, daß eine Absicherung 
der materiellen Existenz ohne Sicherung der 
Freiheitsrechte nichts wert ist.
Eine wohldurchdachte Sozialpolitik ist uner-
läßlich für die materielle Sicherheit der vie-
len und für den inneren friedlichen Ausgleich. 
Doch auch eine noch so gute Sozialpolitik 
bleibt diesseits der sozialen Emanzipation.
Darauf muß es uns aber ankommen — und das 
bleiben dann die geschichtliche Lehre und der 
Auftrag des Godesberger Programms: die De-
mokratie dadurch zu sichern, daß wir ihr die 
eigentlich soziale Dimension verleihen.
Man möge es mir nachsehen, wenn ich noch 
einmal an die zwanziger Jahre erinnere und 
an den Untergang der Weimarer Republik. 
Aber: Deutschland wäre für den Faschismus 



nicht, jedenfalls nicht in dem gekannten Maße, 
anfällig gewesen, wenn demokratische Ziel-
orientierung in Staat und Gesellschaft veran-
kert gewesen wäre.
Demokratie sichern heißt, sie in allen rele-
vanten Lebensbereichen verwirklichen. Demo-
kratie sichern heißt im Übergang zu den 
achtziger Jahren: ihren Grundgedanken auch 
über den nationalen Rahmen hinweg zum 
Durchbruch verhelfen.
Ein Jahr, bevor das Gesetz gegen die Sozial-
demokratie fiel, 1889 also, wurde in Paris am 
hundertsten Jahrestag des Sturms auf die 
Bastille die II. Internationale gegründet. Nach 
Schluß des Kongresses zogen die Delegierten 
zum Massengrab der Kommunekämpfer von 
1871, die deutschen Vertreter auch zum Grab 
von Heinrich Heine und Ludwig Börne — der 
„Märtyrer der Freiheit und des Kosmopolitis-
mus", wie Liebknecht sagte.
Tatsächlich gehört jener Kongreß wohl zu den 
eindrucksvollsten in der Geschichte der Arbei-
terbewegung. Wir wissen, daß es noch einige 
ermutigende Kongresse gab, denen die Er-
nüchterung bald auf dem Fuß folgte. Warum? 
Wäre nicht manches anders gekommen, wenn 
die sozialdemokratischen Parteien weniger in 
großen Worten geschwelgt und sich mehr um 
die konkreten Möglichkeiten ihres gemeinsa-
men Handelns gekümmert hätten?

Die Internationale krankte nicht zuletzt dar-
an, daß den unterschiedlichen Bedingungen in 
den einzelnen Ländern nicht hinreichend 
Rechnung getragen wurde; so mußten die Er-
wartungen über gemeinsame Aktionen un-
realistisch sein.

Schon die Auseinandersetzung um die Gestal-
tung des 1. Mai 1890 waren symptomatisch: 
Die Deutschen wollten die Obrigkeit nicht pro-
vozieren und ihre gerade wiedererlangte Le-
galität nicht gefährden, während die französi-
schen Sozialisten sich zutrauten, ohne größe-
res Risiko auf die Straße zu gehen.

Der spätere Zusammenstoß zwischen Jaures 
und Bebel, von denen eben jeder auf seine 
Weise recht hatte, war dann auch weniger 
«in Streit um Strategie und Taktik als Aus-
fluß der unterschiedlichen Verhältnisse in den 
beiden Ländern. Dies zu wissen, sollte kein 
Hinderungsgrund sein, auch hier nach dem 
•Was-wäre-wenn" zu fragen. Was wäre also 
gewesen, wenn die sozialdemokratischen Par-
teien schon damals fähig gewesen wären, 
mehr als gemeinsame Resolutionen zu verab-
schieden?
Vermutlich fragen wir besser noch danach, 
was wir heute — zumal in Europa, aber auch 

weltweit — bewegen können und — um der 
Sicherung des Friedens willen — bewegen 
müssen.
Die großen Industrienationen sind heute — so-
gar ohne anerkannte ideologische Koexistenz 
— auf eine Weise zusammengerückt, wie es 
sich Bebel und Jaures noch niclit vorstellen 
konnten.
Für die sozialdemokratischen Parteien, die den 
gleichen Idealen huldigen, ergeben sich daraus 
neue Voraussetzungen, aber auch neue Ver-
pflichtungen.
Wenn es ein Wesensmerkmal des Godesber- 
ger Programms ist, für gesellschaftlichen Wan-
del offen zu sein, dann heißt dies heute auch: 
Die SPD muß alles daran setzen, um die so-
zialdemokratischen Parteien enger aneinander 
heranführen zu helfen.
Die eigene Geschichte hat uns gelehrt, daß wir 
in unserem politischen Handeln von den ge-
sellschaftlichen Verhältnissen ausgehen müs-
sen. Für Europa und die Internationale heißt 
das, und damit komme ich noch einmal auf 
den Sinn eines internationalen Programms: 
Wir sind aufgerufen, europäisch und weltweit 
mit allen Kräften zusammenzuwirken, die sich 
wie wir von den Grundwerten der Freiheit, 
der Gerechtigkeit und der Solidarität leiten 
lassen.
Wir sollten jedoch gewarnt sein, Modelle aus 
der Bundesrepublik oder aus dem Bestand der 
westeuropäischen Sozialdemokratie als Ex-
portartikel zu verstehen.
Dies eben ist nicht gemeint, wenn ich von 
der weltweiten Verantwortung der demokra-
tischen Sozialisten spreche.

Die deutsche Geschichte muß nicht noch ein-
mal eine verhängnisvolle Wende nehmen. 
Aber von nichts kommt nichts:
Wir müssen uns denen entgegenstellen, die 
geistigen Bürgerkrieg schüren.
Wir müssen uns nationalistischer Verirrung 
und Großmannssucht entgegenstemmen.
Wir müssen unserem Volk sagen, daß es sich 
durch ein Amalgam aus Pessimismus und 
Wertverlust weder blenden noch in die Irre 
führen lassen darf.
Grundsatztreue, Ausdauer, Zähigkeit, Einfalls-
reichtum werden uns weiterhin in hohem 
Maße abverlangt.
Und dabei wollen wir dann bitte immer noch 
einmal an den Satz denken, den uns August 
Bebel ins Stammbuch schrieb: „Im Kampf für 
Freiheit suche stets Dein Recht!"
Wir verstehen uns auch als die große deut-
sche Freiheitspartei, und so soll es bleiben.



















Horst Ueberhorst: Deutsche Turnbewegung und deutsche Geschichte.
Friedrich Ludwig Jahn und die Folgen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/78, S. 3—15

Die vorliegende Arbeit versucht, die historische Bedeutung F. L. Jahns aufzuzeigen, 
dessen engeres Wirken (Leitung des Turnbetriebs auf der Hasenheide, Initiativen zur 
Gründung des Lützowschen Freikorps und der Burschenschaft) nur acht Jahre (v. 1811 
bis 1819) umfaßt, dessen Ideen aber das gesellschaftliche Leben Europas im 19. und 
20. Jhr. positiv und negativ beeinflußten. Die aus konservativ-revolutionärer Geistes-
haltung entwickelte Volkstumsidee Jahns fiel zur Zeit der Vorbereitung auf den Be-
freiungskrieg von 1813 auf fruchtbaren Boden. Der Sinn seines Turnbetriebs war die 
Pflege der Wehrertüchtigung und die einer vaterländischen Gesinnung. Die Volks-
tumsidee war anfangs noch mit einem Interesse für das Volkstum aller Völker ver-
bunden, verengte sich aber mit den Befreiungskriegen mehr und mehr und wurde zu 
einer Gefahr für die aus dem Geist der deutschen Klassik geborene Kulturstaatsidee. 
Nach der Befreiung des Vaterlandes erstrebten die Jahnschen Turner die Einheit 
Deutschlands. Das führte zu politischen Spannungen und zur Turnsperre (1820). Vor 
allem die Verbindung der Turner mir den Burschenschaften führte zur Auseinanderset-
zung mit der Restauration. Das Wartburgfest und die Mordtat Sands an Kotzebue hatten 
eine gefährliche Entwicklung des Turnens deutlich gemacht.
Nach Aufhebung der Turnsperre 1842 durch Friedrich Wilhelm IV. nahm die Turnbewe-
gung einen erneuten Aufschwung, spaltete sich aber 1848, als sie immer stärkere poli-
tische Bedeutung gewann. Die demokratischen Turner fochten während der Revolutions- 
jahre 1848/49 für die Verwirklichung ihrer Ideale. Nach der Niederwerfung des Volks-
aufstandes floh ein großer Teil der Turner ins europäische Ausland oder emigrierte in 
die Vereinigten Staaten. Dort gründeten sie erneut Turnvereine und versuchten, Einfluß 
auf das Gesellschaftsleben der USA zu gewinnen.
Die 1868 gegründete Deutsche Turnerschaft unterstützte nach der Reichsgründung 
Bismarcks innenpolitischen Kampf gegen die Sozialdemokratie. Für sie war Turnen 
primär Wehrerziehung im Sinne Jahns und der Krieg von 1870/71 Bewährungsprobe für 
turnerische Zucht. Der 1893 aus Protest gegen diesen in der DT herrschenden Geist 
gegründete Arbeiter-Turnerbund verfocht die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit und 
des demokratischen Fortschritts.
Die Auseinandersetzungen dauern bis zum Ersten Weltkrieg, werden während des Krieges 
eingestellt und flammen nach Kriegsende erneut auf. Die DT richtet sich an einem 
idealisierten Jahnbild wieder auf. Neuendorff führt sie ins Dritte Reich, wo sie sich frei-
willig auflöst und im Deutschen Reichsbund für Leibesübungen aufgeht. Der Arbeiter- 
Turn- und Sportbund, der sich kritisch mit Jahn auseinandersetzte, wird 1933 gewalt-
sam aufgelöst. Nach dem Zusammenbruch 1945 setzt der Deutsche Sportbund, 1950 ge-
gründet, einen Neubeginn mit demokratischen Prinzipien. — Im letzten Teil der Arbeit 
wird auf die Ausbreitung der Turnbewegung, zu der Jahn den Anstoß gab, in Europa, 
Nord- und Südamerika und Asien hingewiesen.

Hans-Christian Harten: Jugendarbeitslosigkeit in der Europäischen Gemeinschaft
Aus Politik und Zeitsgeschichte, B 28/78, S. 16—27

In wachsendem Maße werden Jugendliche aus dem Arbeitsmarkt hinausgedrängt; seit 
langem schon tragen sie in vielen Industrieländern ein überproportionales Arbeitslosig-
keitsrisiko, das sich in der jüngsten internationalen Wirtschaftskrise noch auf drama-
tische Weise verschärft hat. In der EG hat der Anteil der Jugendlichen an allen Arbeits-
losen 1977 37,4 Prozent erreicht. Dieser Anteil liegt in einigen Staaten noch höher — für 
die älteren Arbeitnehmer besteht hier praktisch Vollbeschäftigung. Die Gründe für diese 
besonders hohe Betroffenheit Jugendlicher von Arbeitslosigkeit sind vielfältig: sie liegen 
in arbeitsrechtlichen Regelungen, die Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt benachteiligen, 
in bestimmten personalpolitischen Strategien der Betriebe, die — ungewollt — Jugend-
liche treffen, in mangelnden beruflichen und betrieblichen Erfahrungen Jugendlicher, die 
im Zustand allgemeinen Arbeitsplatzmangels ihre Einstellungschancen herabsetzen, u. a.
Die Maßnahmen, die bisher in den verschiedenen Ländern ergriffen worden sind, werden 
der Situation in keiner Weise gerecht. Sie verschieben und verdecken die Probleme, wie 
dies vor allem für die meisten bildungspolitischen Maßnahmen gilt, sind zu wenig auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen für Jugendliche ausgerichtet und bleiben allein in 
quantitativer Hinsicht völlig unzulänglich. Die unzureichende finanzielle Ausstattung des 
Europäischen Sozialfonds (für die die Bundesrepublik mitverantwortlich ist) verhindert 
darüber hinaus eine angemessene, koordinierte Reaktion auf die regionalen Dimensio-
nen der Jugendarbeitslosigkeit. Aufgrund der andauernden Arbeitsplatzknappheit, der 
demographischen Entwicklung (in den meisten Ländern der EG verlassen in den näch-
sten Jahren geburtenstarke Jahrgänge die Schulen) und des geringen Umfangs staat-
licher Maßnahmen muß mit einer Fortdauer, wenn nicht Verschärfung der Arbeitsmarkt-
probleme Jugendlicher gerechnet werden.


